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Deutschland

CDU-Chefin Merkel in Düsseldorf*: „Gut gemeint ist nicht gut gemacht“ 

B
JÖ

R
N

 H
A
K

E
 /

 A
C

T
IO

N
 P

R
E
S

S

fung vorzubereiten. Für eine Interventions-
armee sind Berufssoldaten besser geeignet.

Seit dem Beginn des Anti-Terror-Krie-
ges, hat der Wehrminister bereits verkün-
det, werden „Deutschlands Interessen am
Hindukusch verteidigt“. Und ähnlich wie
der erste Kanzler der Republik, Konrad
Adenauer, verlangen Schröder und Fischer
für ihren militärischen Beitrag auch eine
Gegenleistung: den ständigen Sitz im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. 

So dürfte nun auch die letzte Bastion
des ursprünglichen rot-grünen Antimilita-
rismus bald geschleift werden – jener „Par-
lamentsvorbehalt“, die 1994 vom Bundes-
verfassungsgericht verfügte Bedingung,
dass Auslandseinsätze außerhalb des Nato-
Gebietes der „konstitutiven Zustimmung“
des Bundestags bedürfen. Schon seit Mo-
naten brütet eine Arbeitsgruppe der Re-
gierungskoalition über dem Entwurf eines
„Parlamentsbeteiligungsgesetzes“. Die Ab-
läufe sollen gestrafft werden.

Wie sehr das nach seiner Auffassung
nötig ist, hatte der Berliner Verteidigungs-
minister am Donnerstag vergangener Wo-
che in Colorado Springs erlebt. Fast alle
seine Kollegen, wurde ihm dort schmerz-
lich bewusst, können selbst entschei-
den, ob sie Truppen für die neue „Nato
Response Force“ bereitstellen wollen – nur
er muss bislang eine Kabinettsitzung, drei
Lesungen des Bundestages und zwei Sit-
zungen der Ausschüsse für Verteidigung
und Äußeres über sich ergehen lassen.

Schröder und Fischer, die ewigen Debat-
ten im Bundestag ohnedies längst leid, sin-
nen auf Abhilfe. In ihrer Umgebung wird
Struck für seinen abrupten Vorstoß den-
noch getadelt, weil er damit die laufenden
Beratungen für ein „Beteiligungsgesetz“
eher gefährden könnte. Offiziell lehnte
Schröder am Freitag jede Stellungnahme ab.

Dass der bisher rigide gehandhabte Par-
lamentsvorbehalt früher oder später fällt,
ist nun erstmals möglich. Anfang der neun-
ziger Jahre ging es den deutschen Parteien
darum, Auslandseinsätze der Bundeswehr
so schwierig wie möglich zu machen – der
Krieg als letztes Mittel. Doch heute, wo
Deutschland sich an acht internationalen
Militärmissionen beteiligt, hat sich die
Beweislast umgekehrt. 

Wichtig ist es der Regierung nun, dabei
zu sein – je schneller, desto besser. Von
der Mahnung der grünen Parteivorsitzen-
den Angelika Beer, wer den Vorbehalt ab-
schaffe, entmündige das Parlament, wird
sie sich kaum noch beirren lassen.

Denn der Bundeskanzler will sein Land
auch auf militärischem Gebiet in die „neue
Normalität“ führen. Das Ende der Wehr-
pflicht ist nur mehr eine Frage der Zeit –
und niemand bestreitet das noch. „Wer in
diese Richung denkt“, so Schröder kürzlich
in vertrauter Runde, „denkt nicht ver-
kehrt.“ Ralf Beste, Petra Bornhöft, 

Wolfgang Reuter, Harald Schumann, 
Gabor Steingart
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Das eiserne Mädchen 
Heftiger Richtungskampf und neue Rollenspiele bei den Konservati-

ven: Angela Merkel übt Härte, Edmund Stoiber profiliert 
sich als soziales Gewissen. Ausgerechnet Roland Koch will vermitteln.
Volksparte
CDU/CSU-Wähl
aktueller Sonnt
unter:

• Arbeitslosen

• Rentnern

• Angestellten/Be

• Arbeitern

• Freiberuflern/
Selbständigen

Insgesamt

NFO-Infratest-Umfrage
7. und 8. Oktober; ru

Was soziale Kälte ist, musste Nor-
bert Blüm vergangenen Dienstag
am eigenen Leib erfahren. Fast

acht Jahre hatte er mit Angela Merkel an
einem Kabinettstisch gesessen, aber als sie
bei ihrer Rede auf der CDU-Regionalkon-
ferenz in Düsseldorf die Errungenschaften
der Ära Kohl lobte, erwähnte sie den frühe-
ren Arbeitsminister nicht. 

Blüm saß mit zusammengekniffenen
Lippen direkt vor dem Rednerpult und
wartete vergebens auf seinen Namen. Als
er seiner Parteichefin kurz darauf „salop-
pen Snobismus“ vorwarf, hagelte es Buh-
Rufe. „Wie gut, dass Ihre Rente sicher ist“,
verspottete ihn einer von der Basis.

Am Tag darauf, als
Blüm beim Frühstück 
saß, rief ihn sein Freund
Heiner Geißler an, der
ehemalige CDU-General-
sekretär. „Ziemlich de-
primierend, wir müssen
was machen“, sagte Geiß-
ler, 73, der Blüms Auftritt 
im Fernsehen gesehen
hatte. „Ja, es ist höchste
Zeit zurückzuschlagen“,
pflichtete Blüm, 68, ihm
bei. 

* Mit dem NRW-Landesvorsitzen-
den Jürgen Rüttgers und CDU-Ge-
neralsekretär Laurenz Meyer am
7. Oktober.
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Der Aufstand der alten Männer ist Teil
eines Richtungskampfs, wie ihn die Union
lange nicht erlebt hat. Das Verschwin-
den einer politischen Welt, in der sie sich
heimisch fühlten, durchleiden derzeit vie-
le Parteimitglieder. Mit ungekannter Här-
te und Entschiedenheit treibt die Vorsit-
zende ihr Reformprogramm voran, das
eine Kommission unter Vorsitz von Alt-
bundespräsident Roman Herzog für sie er-
arbeitet hat. Damit fordert sie nicht nur
den linken Flügel heraus, sondern auch
ihre Mitbewerber im Kampf um die Kanz-
lerkandidatur. 

Die 49-jährige promovierte Physikerin
will, dass das Gesundheitssystem neu kon-

struiert und die Pflege-
versicherung privatisiert
wird. Statt immer kürzer
sollen die Menschen län-
ger arbeiten. Es sind nicht
nur Eckpfeiler von 16
Jahren Unionspolitik un-
ter Helmut Kohl, die sie
entsorgen will. Merkel
möchte die Sozialsysteme
so kräftig umpflügen, dass
alle noch auf den Reichs-
kanzler Bismarck zurück-
gehenden Konzepte nach
und nach aus dem Pro-
gramm der Partei ver-
schwinden würden. Am
Ende stünde, da haben
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Blüm und Geißler Recht, eine andere CDU
– und, nach einem Machtwechsel, wohl
auch ein anderes Land.

Dabei gehört der Stolz auf die sozialen
Errungenschaften mindestens ebenso ins
christdemokratische Traditionskabinett wie
das Bekenntnis zur Marktwirtschaft. Bis-
lang galt in der Union der Grundsatz, dass
der Dauerkonflikt zwischen Wirtschafts-
flügel und Sozialausschüssen ertragen wer-
den müsse. Als erste CDU-Vorsitzende will
Merkel ihn entscheiden. 

Das erklärt die heftigen Reaktionen 
auf ihre Ankündigungen. Merkels CSU-
Fraktionsvize Horst Seehofer zeigte sich
„schockiert“. CDU/CSU-Mittelstandschef
Peter Rauen warf den Sozialpolitikern im
Gegenzug vor, sie handelten „grob fahr-
lässig, unseriös und verantwortungslos“.
Der Einsatz ist hoch, der Ton entsprechend
scharf. 

Die Zeiten, in denen Merkel
die Wonnen der Unentschieden-
heit genießen konnte, gehen zu
Ende. So lange jeder Wortführer
hoffen durfte, zu guter Letzt wür-
de sich die Vorsitzende auf seine
Seite schlagen, war ihr viel Sym-
pathie gewiss. Nun spaltet sie,
nach einem im Sommer gereiften
Plan, die Union in Gegner und
Freunde ihrer Position.

Vor allem aus der CSU kommt
Widerstand. Die Bayern profilie-
ren sich als Hüter christdemo-
kratischer Traditionen, Parteichef
Edmund Stoiber gibt die Rolle
des sozialen Gewissens der Uni-
on. Erstmals seit seiner Kür zum
Kanzlerkandidaten Anfang 2002
liefern sich die Schwesterparteien
eine offene Konfrontation.

Dabei hatte sich Stoiber vor
der bayerischen Landtagswahl im
September noch als Radikalre-
former gegeben. Die bewusst ab-
wartende Kollegin nervte er mit
einem „Akutprogramm für den Sanie-
rungsfall Deutschland“, das er nicht mit
ihr abgesprochen hatte. Darin war viel von
Einschnitten, Reformen und Leistungskür-
zungen die Rede. 

Doch nachdem sich die CDU-Chefin öf-
fentlich zum grundlegenden Umbau des So-
zialstaates bekannt hatte, änderte Stoiber
die Melodie. Auf einer Pressekonferenz am
vergangenen Mittwoch sagte er an Merkels
Adresse, es gehe nicht, dass Millionen Bür-
ger zu Empfängern von Transferzahlungen
degradiert würden. „Der Sozialstaat muss
reformiert, aber das Kind darf nicht mit
dem Bade ausgeschüttet werden.“ Die Ber-
liner Oppositionschefin, von der Attacke
aus München überrascht, mahnte Stoiber
am Donnerstagmorgen telefonisch, den
Streit nicht eskalieren zu lassen.

Der bayerische Ministerpräsident sieht
eine gute Gelegenheit, sich im Ringen um
die Kanzlerkandidatur als Hüter der so-

„Die 
Ange
nicht
Norber

Gegn
zialen Gerechtigkeit auszuzeichnen. Es
schmeichelt ihm, wenn der Vorsitzende der
christdemokratischen Arbeitnehmerschaft,
Hermann-Josef Arentz, verkündet: „Von
der CSU lernen heißt siegen lernen.“ Stoi-
ber möchte in der großen Schwesterpartei
Anhänger sammeln, am liebsten gleichzei-
tig als Anwalt der kleinen Leute und als Re-
former. Damit der Spagat gelingt, will er
sich möglichst wenig festlegen. 

Das Rentenkonzept, das Stoiber ange-
kündigt hat, soll vor allem eine Sammlung
von Wohltaten enthalten: 50 Euro Beitrags-
rabatt für jedes Kind, keine Beitragssteige-
rung auf mehr als 20 Prozent, die Witwen-
rente wird nicht gekürzt, das Rentenein-
trittsalter nicht erhöht. Wie das finanziert
werden soll, lässt der Bayer lieber offen.

In der Gesundheitspolitik will Stoiber
eigene Vorschläge erst gar nicht vorlegen.
„Wir haben ein bewährtes System“, sagt
er – unbeeindruckt vom Szenario der Kas-
sen, sie könnten die Beiträge womöglich
nicht, wie nach den jüngst beschlossenen
Einschnitten geplant, absenken. 

Stoiber weiß, dass ihm eine zweite Kanz-
lerkandidatur verwehrt bleibt, wenn er in
der CDU polarisiert. Der Ruf nach harten
Reformen vom harten Stoiber klingt einst-
weilen gefährlicher als der Ruf nach harten
Reformen von der netten Merkel. Ent-
sprechend moduliert er seine Tonlage – mit
Erfolg: Laut einer SPIEGEL-Umfrage ist
der Bayer zurzeit der zweitbeliebteste Poli-
tiker in Deutschland (siehe Seite 52).

Allerdings darf er sich auch nicht zu so-
zialdemokratisch gerieren, weil er dann in
Konflikt gerät mit den Jungen in seiner
Partei. Auch die drängen auf Reformen.
„Der Umbau der Pflegeversicherung ist ein
Modellprojekt“, sagt der Vizesprecher der
jungen Unionsabgeordneten im Bundes-
tag, Georg Fahrenschon. 
d e r  s p i e g e l 4 2 / 2 0 0 3
Das schränkt Stoibers Handlungsmög-
lichkeiten ein. Darum streuen seine Ver-
trauten, der Dissens sei eigentlich gar nicht
so groß. „Am Ende werden wir zu einer ge-
meinsamen Position kommen“, sagt ein
Präsidiumsmitglied der CSU. 

Um einen Kompromiss bemüht sich nun
vor allem Roland Koch, hessischer Minis-
terpräsident und dritter Anwärter auf die
Kanzlerkandidatur der Union. Bislang eher
als Hardliner bekannt, übt er sich plötzlich
als Moderator. Koch hat sich zwar im Prin-
zip für die von Merkel favorisierte Kopf-
pauschale ausgesprochen. Zugleich macht
er sich aber die Bedenken Stoibers und
der Sozialausschüsse zu Eigen. „Ich gebe
zu, dass es mir nicht passt, dass der sozia-
le Ausgleich über Steuern stattfinden soll“,
sagt er.

Allein im Gesundheitswesen wären nach
einer Umstellung auf gleiche Beiträge für
alle über 27 Milliarden Euro aus Steuer-
mitteln für sozial Schwache nötig. Die vor-
geschlagenen Änderungen bei Rente und
Pflege würden den Betrag auf mehr als 50
Milliarden Euro ansteigen lassen. Wie der
Fiskus das Geld eintreiben soll, darüber
sagen Herzog und Merkel nichts. 

Nun prüfen Kochs Fachleute, ob der So-
zialausgleich nicht auch über Beiträge er-
folgen kann. Sein Vertrauter, der CDU-
Rentenexperte Andreas Storm, regt an, ne-
ben dem Bundeshaushalt einen separaten
„Sozialetat“ zu bilden, auf den der Fi-
nanzminister keinen Zugriff hätte. Gespeist
würde dieser Sonderfonds nicht aus dem
allgemeinen Steueraufkommen, sondern
aus einer „solidarischen Gesundheitsab-
gabe“, wie Storm sagt.

In zwei Wochen will Koch seine Vor-
schläge präsentieren. Er hofft, damit zu
schaffen, was der Parteivorsitzenden noch
nicht gelungen ist: CDU und CSU, Wirt-
27
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Welt der
la Merkel ist
 meine CDU.“
t Blüm
„Diese Belastungen
würden viele
Bürger überfordern.“
Edmund Stoiber
„Selten hat mich
etwas so schockiert wie
diese Vorschläge.“
Horst Seehofer
er der Merkel-Pläne zum Umbau der Sozialsysteme
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erkel, Herzog: „Unsinnige Durchschnittsbetrach
schafts- und Sozialflügel auf eine Linie zu
bringen. Ganz nebenbei hätte er seiner
Vorsitzenden und Konkurrentin eine klei-
ne Niederlage beigebracht. Sie hat sich für
die Steuerfinanzierung stark gemacht.

Während Stoiber und Koch ihre soften
Seiten entdecken, macht Merkel auf eiser-
nes Mädchen. Den Kampf um die Macht
führt sie in bewährter Manier derzeit dort,
wo sie am ehesten Zustimmung findet, an
der Basis. Auf sechs Regionalkonferenzen
will Merkel ihr Konzept vorstellen. Die ers-
ten beiden Auftritte in der vergangenen
Woche waren für sie ermutigend. Die Ba-
sis murrt, aber sie murrt leise. Nur die Mit-
glieder der CDU-Sozialausschüsse griffen
die Herzog-Vorschläge, die mit fragwürdi-
gen Zahlen arbeiten (siehe Kasten), frontal
an. „Was wäre ein Staat ohne Gerechtigkeit
anderes als eine große Räuberbande“, zi-

tierte deren Chef Arentz den
Heiligen Augustinus.

„Es hat keinen Zweck, den
Kopf in den Sand zu stecken
und nur angenehme Dinge zu
verkünden“, sagte die Partei-
chefin etwa in Erfurt und bekam
dafür großen Beifall. Die Sozi-
alpolitik der Regierung Kohl, in
der sie selbst acht Jahre Minis-
terin war, hatte sie zuvor mit
kühlem Spott abgefertigt: „Gut
gemeint ist nicht gut gemacht.“ 

Bei der Christdemokratin hat
sich die Erkenntnis durchge-
setzt, dass ihr tastender Kurs
nicht in erster Linie den Kanz-
ler in Schwierigkeiten brachte,
sondern sie selbst. So erfand
sich Merkel neu – und wenn sie

damit Erfolg hat und nicht abermals um-
schwenkt, könnte sie eine Art deutsche
Maggie Thatcher werden.

Die verfolgte als britische Premierminis-
terin von 1979 bis 1990 einen harten Kon-
frontationskurs. Dabei habe die Eiserne
Lady darauf geachtet, dass es langfristig
mehr Gewinner als Verlierer gibt, schreibt
der Historiker Dominik Geppert jetzt in
einem Buch („Maggie Thatchers Rosskur –
ein Rezept für Deutschland?“).

Geppert vergleicht die Lebensläufe von
Thatcher und Merkel und findet einige
Ähnlichkeiten: ein naturwissenschaftliches
Studium, Aufstieg während einer existen-
ziellen Krise der Partei. Aber die Britin,
schreibt der Zeitgeschichtler, habe auch
deshalb radikal auftreten können, weil sie
als Parteichefin der Konservativen auto-
matisch Zugriff auf die Spitzenkandidatur
hatte. 

Die Berliner Oppositionsführerin dage-
gen muss sich ständig in Machtkämpfen
behaupten und ihre Positionen womöglich
doch noch abschleifen. Statt zur „deut-
schen Thatcher“ würde sie zur „Maggie
von Mecklenburg“, wie Außenminister
Joschka Fischer jetzt schon spottet.

Ralf Neukirch, Christoph Schult

tungen“
K

A
R

S
T
E
N

 H
E
N

N
IG

 /
 A

C
T
IO

N
 P

R
E
S

S

„Unplausible Annahmen“
Der Herzog-Plan für eine radikale Sozialreform, 

rügt Konkurrent Rürup, basiere auf fragwürdigen Daten.
Wenn CDU-Chefin Angela
Merkel in diesen Tagen eine
ihrer Regionalkonferenzen ab-

hält, geht es zu wie bei einer Manager-
sitzung. Bunte Grafiken werden an die
Wand geworfen, dicke Tabellenbände
liegen auf den Tischen, endlose Kolon-
nen von Zahlen und Fakten schüchtern
unkundige Zuhörer ein. Die umstritte-
nen Herzog-Vorschläge zum Umbau
der Sozialsysteme, so das Signal, sind
allesamt sauber durchge-
rechnet und wissenschaft-
lich fundiert. 

Daran gibt es Zweifel.
Ein internes Papier aus 
der von der Regierung be-
stellten Rürup-Kommission
übt deutliche Kritik am
Zahlenwerk der CDU-Kon-
kurrenz. Von „unplausi-
blen Annahmen“ ist die
Rede, von „unvollständi-
gen Basisdaten“ und „un-
sinnigen Durchschnittsbe-
trachtungen“. Kern der
Vorwürfe: Der Experten-
kreis um Altbundespräsi-
dent Roman Herzog habe
die Entwicklung der ge-
setzlichen Alters- und Pfle-
gekassen zu pessimistisch und die Mög-
lichkeiten privater Kapitaldeckung zu
optimistisch bewertet. 

So gehen die Herzog-Rechnungen
davon aus, dass die Arbeitslosenquote
in den nächsten Jahrzehnten nahezu
unverändert bei über neun Prozent
verharrt. In den Langfristprognosen
der Regierung sowie nahezu aller 
unabhängigen Institute wird dagegen
regelmäßig ein deutlicher Rückgang
spätestens ab 2020 unterstellt. Dass 
die CDU-Kommission eine steigende
Erwerbstätigkeit von Frauen und Älte-
ren anstrebt, schlage sich „nicht in den
Daten zur Arbeitslosigkeit nieder“,
monieren die Kritiker um den sozial-
demokratischen Wirtschaftsprofessor
Bert Rürup. Zudem weise das opposi-
tionelle Expertenteam „die Zahl der
Beschäftigten ohne geringfügig Be-
schäftigte“ aus. 

Ebenso irreführend finden die
Rürup-Leute die Aussage zur Pflege-
versicherung. So rechnet Herzog bis
2030 mit einem Beitragsanstieg von
heute 1,7 Prozent auf 2,6 Prozent des

Reformer M
Bruttolohns, wenn die Leistungen nicht
angepasst werden. Um das System voll-
ständig auf Kapitaldeckung umzustel-
len, kalkuliert der Christdemokrat mit
einem nicht dramatisch höheren Bei-
tragssatz von 3,2 Prozent. Nach Mei-
nung der Regierungsexperten dagegen
dürfte das „nicht ausreichen“, erfor-
derlich seien „circa 4 Prozent“. 

Nicht weniger Zweifel haben die
Rürup-Wissenschaftler am Zahlenta-
bleau für die Rente. So schlägt die Her-
zog-Kommission beispielsweise vor,
dass Arbeitnehmer, die 45 Jahre lang
eingezahlt haben, bereits mit 63 in Ren-
te gehen können. Dass eine solche
Regelung die Alterskassen aber zu-
sätzlich belastet, sei in den CDU-Pro-
gnosen nicht „gegengerechnet“, so das
Papier. „Falsch“ sei außerdem die An-
nahme, dass durch eine Erhöhung des
tatsächlichen Renteneintrittsalters Geld
zu sparen wäre. Schließlich müssten
Frührentner Abschläge in Kauf neh-
men, deshalb sei „die langfristige Wir-
kung gleich null“.

Dass die Herzog-Vorschläge auf ei-
ner fragwürdigen Datenbasis beruhen,
räumen hinter vorgehaltener Hand 
sogar Unionsexperten ein. Die Verant-
wortung freilich reichen sie an die 
Unternehmensberatung McKinsey wei-
ter, die das CDU-Konzept durchge-
rechnet hat. 

„Was wir von denen an Zahlen be-
kommen haben“, sagt ein Mitglied der
Herzog-Kommission, „war unglaublich
schlecht.“ Michael Sauga


